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Das Necht, Steuern und Abgaben zu erheben. 


(Artikel 100 und 109 der Verfaſſung.) 

Es giebt nichts Verdrießlicheres, als wenn man es 
mit genen zu thun hat, denen man dieſelbe Wahrheit 
ſchon neunundneunzig Mal geſagt hat, und die dann 
doch wiederkommen, um ihre ſchon längſt widerlegten 
Einwendungen zum hundertſten Male vorzubringen. 
So geht es uns mit den Leuten, die ganz unermüdlich 
immer wieder mit den nämlichen Redensarten die Welt 
beſchwatzen wollen, daß das Volk gar nicht das Recht 
habe, durch ſeine Vertreter im Abgeordnetenhauſe ein 
entſchetdendes Wag. rachen -über die Höhe und die 
Verwendung der Geldmiitel, die doch niemand anders, 
als das Volk aufbringt, und über die darum doch auch 
niemand gegen den Willen des Volkes verfügen fol. 
Dieſe Leute wollen dem Abgeordnetenhauſe im Grunde 
kein anderes Recht einräumen, als daß ohne ſeine Zu⸗ 
ſtimmung keine neuen Steuern und Abgaben erhoben 
werden dürfen. Vielleicht wird es nicht lange dauern, 
und fie werden ihm auch das noch streitig machen. 

Es hilft nichts, daß man dieſen Anhängern oder 
S i einer jeden Willkürherrſchaft die ausdrück⸗ 
lichten Beſtimmungen der Verfaſſung vorhält. Ja, fie 

eben es auch wohl zu, daß nach der Verfaſſung alle 
Jahresausgaben im Voraus auf den Etat geſetzt werden 
müſſen. Sie geben auch zu, daß dieſer Etat erſt Gül⸗ 
tigkeit hat, wenn er ein Geſetz geworden iſt, und daß 
er ohne die Zuſtimmung des e nie⸗ 
mals Geſetz werden kann. Aber, ſagen ſie, die Ab⸗ 
geordneten dürfen ſich nicht weigern, alle Ausgaben gut 
zu heißen, die die jedesmaligen Minifter für 1 
nothwendig zur Erhaltung des Staates erklären. Ins⸗ 
beſondere dürfen ſie die etwa ſieben Millionen, welche 
die Reorganiſation koſtet, und dann auch den geheimen 
Polizeifond von 35,000 Thlrn. nicht verweigern. Auch 
wenn die Regierung, ſagen ſie, jene 7 Millionen be⸗ 
willigt bekäme, fie dürfte aber doch die 35,000 Thlr. 
15 geheime Polizeizwecke nicht ausgeben, ſo könnte kein 

enſch mehr in Preußen regieren, und der ganze 
Preußiſche Staat müßte jämmerlich zu Grunde gehen. 


Darum müſſen auch dieſe Polizeigelder bewilligt werden 
oder die Regierung ſieht ſich genöthigt, wie ſeit dem 
1. Januar 1862 ſo auch fernerhin auf ein Staatshaus⸗ 
haltsgeſetz zu verzichten und das Geld des Landes ohne 
Ermächtigung durch ein Geſetz nur nach eigenem Ermeſſen 
zu verausgaben. Wir denken, unſere Leſer ſehen ein, 
daß ein ſolches Gerede gar keiner ernſtlichen Widerlegung 
bedarf, und es würde auch unnöthig fein, denn wer da 
glaubt. der Staat müſſe zu Grunde gehen, weil der 
Regierung nicht 35,000 Thlr. zu geheimen Polizeiaus⸗ 
gaben bewilligt worden, für den würden unſere klarſten 
Gründe für das Gegentheil doch unverſtändlich ſein. 

Sept aber kommt noch ein ganz beſonderer Streit⸗ 
punkt dazu. Es hatten nämlich einige Abgeordnete ſich 
dahin ausgeſprochen, daß das Abgeordnetenhaus wohl 
berechtigt wäre, in dem Budget oder dem Jahresetat 
dieſe oder jene Steuer und Abgabe ganz oder kheilweiſe 
zu ſtreichen, verſteht ſich, nur für das laufende Jahr. 
a u nun der Finanzminiſter den allerentſchie⸗ 
denſten Widerſpruch. Freilich, ſagte er, ſteht in der 
Verfaſſung, daß Steuern und Abgaben für die Staats⸗ 
kaſſe nur erhoben werden dürfen, ſo weit ſie in den 
Staatshauhaltsetat aufgenommen find. Aber, jo fuhr 
er fort, es ſtehen auch noch andere Worte in der Ver⸗ 
faſſung, die etwas ganz Anderes und eigentlich das 
Gegentheil davon ſagen. So wenigſtens haben wir den 
Minifter verſtanden. 

Uns anderen ſchlichten Menſchenkindern kommt es 
allerdings ſehr ſonderbar vor, daß die ſo viele Monate 
hindurch von Miniſtern und Miniſterialräthen und von 
beiden Kammern revidirte, durchgeſchüttelte und durch⸗ 
geſiebte Verfaſſung in dem einen Artikel ein Recht 
geben und es in einem anderen wieder nehmen, oder 
in einem Artikel ſagen ſollte: „der Schnee iſt weiß“, 
und in einem anderen: „Nein, er iſt doch ſchwarz.“ 
Auch werden die Rechtsgelehrten wohl zugeben, daß, 
wenn wirklich in irgend einem Geſetze eine ſolche Un⸗ 
eheuerlichkeit vorkäme, man doch nicht nach Belieben 
f gerade den Artikel auswählen darf, der Einem am 
beſten gefällt. Vielmehr wird der Rechtsgelehrte ſagen: 
der Artikel gilt, der den allgemeinen Zweck des Gefetzes 


und den gefunden Menſchenverſtand für ſich hat, und 
der andere gilt nicht mehr, als eine taube Nu 

Indeß iſt ein ſolcher Widerſpruch in unſerer Ver⸗ 
faſſung auch gar nicht vorhanden. Artikel 100 lautet 
nämlich: „Steuern und Abgaben für die Staatskaſſe dürfen 
nur, ſo weit ſie in den Staatshaushaltsetat aufgenom⸗ 
men oder durch beſondere Geſetze angeordnet ſind, er⸗ 
hoben werden.“ Hier ift allerdings noch von beſonderen 
Geſetzen neben dem Staatshaushaltsetat die Rede. Aber 
jeder Rechtskundige weiß, daß mit dieſen anderen Ge⸗ 
ſetzen nur ſolche gemeint find, durch welche im Laufe 
des Jahres, für welches der Etat gilt, dieſer Etat noch 
nachträglich abgeändert iſt. Der Artikel 100 giebt 
55 der Regierung nur das Recht, ſolche Steuern und 
Abgaben zu erheben, deren Erhebung durch das Staats⸗ 
haushaltsgeſetz oder durch beſondere, daſſelbe ergänzende, 
Geſetze für das laufende Sale genehmigt worden ift. 
Andere Steuern und Abgaben zu erheben, iſt nach 
Artikel 100 der Verfaſſung die Regierung in dem be⸗ 
treffenden Jahre nicht berechtigt. 

Ja, ſo erwiderte man uns, das mag wohl ſein, 
aber da giebt es noch einen Artikel 109 und in dem 

heißt es: „die beſtehenden Steuern und Abgaben werden 
forterhoben, bis ſie durch ein Geſetz abgeändert werden.“ 
Dieſer Artikel, ſo behauptet man, ſagt das Gegentheil 
von Artikel 100. Der Artikel 100 nämlich unterſagt 
der Regierung eine Steuer oder Abgabe während eines 
beſtimmten Jahres zu erheben, wenn das Abgeordneten⸗ 
5 ſie gerade für dieſes Jahr nicht genehmigt hat. 
gegen unterfagt Artikel 109 der Regierung nur dann 
die Forterhebung einer beſtehenden Steuer oder Abgabe, 
wenn nicht blos das Abgeordnetenhaus, ſondern auch 
das Herrenhaus und die Krone ſie geſtrichen haben. 
Da nun dieſer Artikel 109 der Regierung viel beſſer 
gefällt, jo braucht fie, ſagen ihre Freunde, ſich nur an 
ihn zu halten, und fie hat gar nicht nöthig, ſich um 
die taube Nuß des Artikels 100 auch nur im allergering⸗ 
ften zu befümmern. 

Aber gemach, Ihr Herren, wenn einer von den 
beiden Artikeln eine taube Nuß wäre, ſo wäre es der 
Artikel 109 und nicht der Al tikel 100; denn bedeutete 
der Artikel 109 wirklich das, was Ihr aus ihm heraus⸗ 
leſet, ſo ſtände er im vollſten Widerſpruch zum Sinn 
und zum Zweck nicht blps des Artikels 100, ſondern 
zum Sinn und zum Zweck der ganzen Verfaſſung. Aber 
der Nechtskundige weiß, daß der Artikel 109 nicht dieſen, 
Ken daß er einen ganz vernünftigen Sinn hat. 

enn er nämlich von beſtehenden Steuern und 
Abgaben ſpricht, ſo meint er eben die, welche durch 
die Finanzgeſetze feſtgeſetzt find, z. B. durch die Geſetze 
über Gewerbeſteuer, Klaſſenſteuer u. ſ. w. Die Finanz⸗ 
geſetze aber beſtimmen nicht, daß gewiſſe Steuern und 
Abgaben in jedem einzelnen Jahre erhoben werden müſſen, 
ſondern nur, daß ſie in jedem Jahre erhoben werden 
können und zwar in der Höhe, wie die Bedürfniſſe des 
Staates es fordern. Ob aber die Betürfniffe des Staates 
wirklich fordern, daß und in weſchem Maße fie in dieſem 
oder jenem beſtimmten Jahre erhoben werden, das wird 


jedesmal erſt bei der Berathung des Staats⸗ 
haushaltsgeſetzes feſtgeſetzt. Das Staatshaushalts⸗ 
geſetz aber kann nur ſolche Steuern und Abgaben auf⸗ 
ühren, zu deren Erhebung für das betreffende 
Jahr auch das Abgeordnetenhaus ſeine Zuſtim⸗ 
mung gegeben hat. 

„Die Geltung des Artikels 100 ſteht alfo unerſchütter⸗ 
lich feſt. Nur wenn dieſer Artikel 100 auch wirklich 
beobachtet wird, wird der Haushalt des Staates unter 
allen Umſtänden ſo eingerichtet werden, wie die Volks⸗ 
1 es zum Wohl des Landes erfordert. Wird 
er nicht beobachtet, ſo laufen wir Gefahr, daß die Kräfte 
und das Vermögen des Volkes und jedes einzelnen 
Mannes im Volke durch Ss fat und ſchäͤdliche 
Ausgaben erſchöpft werden. So zerfällt die Behauptun 
daß man aus dem Artikel 109 der Verfaſſung“ nach⸗ 
weiſen könne, das Abgeordnetenhaus ſei nicht berechtigt, le⸗ 
ftehende Steuern vom Einnahme⸗Etat abzusetzen, oder fie 
zu verringern. Dieſes Recht der Volksvertretung läßt 
ſich aus dem Artikel 100 der Verfaſſung ſehr klar nach⸗ 
weiſen, und es läßt ſich dem Abgeordnetenhauſe, falls 
es einmal von dieſem Rechte Gebrauch machen will, 
auch nicht mit dem geringſten Anſcheine von Recht der 
Vorwurf machen, daß es feine Befugniffe überſchritten 
habe. Es ſteht ihm, nach dem Sinn und dem Wort⸗ 
laut unferer Veifaſſung, nicht nur das Steuerbewilligungs⸗ 
recht, ſondern auch das Steuerverweigerungsrecht im 
vollſten Maße zu. 


1 MPolitiſche Wochen ſchan. 

Preußen. Die Rede, in welcher der Abg. Tweſten 
mit klaren und deutlichen Worten ſich über unſere Juſtiz⸗ 
verwaltung ausgeſprochen, hat nach allen Seiten hin einen 
ſehr großen Eindruck gemacht. Ganz beſonders empfindlich 
zeigen ſich die ſogenannten konſervativen Kreiſe, und da ſie 
wohl einſehen, daß eine Widerlegung ſeiner Rede ihnen nicht 
gelingen würde, ſo ſuchen ſie nicht nur auf alle Weiſe den 
Eindruck zu verwiſchen, welchen dieſelbe gemacht hat, ſondern 
ſie ſehen ſich auch nach einem Mittel um, künftighin eine 
ſolche Schilderung unſerer Zuſtände unmöglich zu machen. 
Am beſten wird dies, fo glaubt man, geſchehen, wenn es 
möglich wäre, die Abgeordneten für ihre Reden zur Verant⸗ 
wortung zu ziehen. Alsdann würden fie genöthigt fein, ganz 
dieſelben Rückſichten zu beobachten, zu welchen jetzt der Zeitungs 
ſchreiber gezwungen iſt, der in irgend einer Angelegenheit 
eine Meinung ausſprechen will, weiche als eine Mißbilligung 
irgend einer Regierungsmaßreßel aufgefaßt werden könnte. 
Aber der Artikel 84 unſerer beſchworenen Verfaſſung ni 
die Redefreiheit der Abgeordneten, und ein Verſuch, dieſe 
Freiheit nur dem Wortlaute nach für die Abſtimmungen und 
für die Meinungen, welche der Abgeordnete äußert, nicht 
aber für die Worte, mit welchen er tie ausspricht, gelten zu 
laſſen, iſt ſchon vor längerer Zeit von dem Obertribun al 
zurückzewieſen worden. Man müßte alſo, um einen 
geordneten für eine im een, a gehaltene Rede 
verantwortlich machen zu konnen, erſt dieſen Artikel der 
Verfaſſung abändern, und einige Mitglieder des Herrenhauses 
haben ſich auch beeilt, einen derartigen Antrag zu ſtellen, 
welcher wahrscheinlich am 10. Juni, an welchem Taze das 
Herrenhaus nach einer mehr als ſechswöchentlichen Paufe 
wieder eine Sitzung halten wird, zur Verhandlung kommen 
wird. Dieſer Antrag lautet: 


F) daß der Befund des Artikels 84 der Verfaſſungs⸗ 


Urkunde, wonach die Mitglieder beider Häuſer des Landtages 
für ihre Abſtimmungen niemals, für ihre darin ansgeſproche⸗ 
nen Meinungen nur innerhalb der Kammer (des Hauſes) auf 
den Grund der Geſchäftsordnung zur Rechenſchaft gezogen 
werden können, eine ſowohl mit anderen Beſtimmungen der 
Verfaſſungsurkunde, als auch mit den bei der Abfaſſung der 
Verfaſſung vom 31. Januar 1850 leitend geweſenen Grund⸗ 
ſätzen im Widerſpruch ſtehende Deutung gegeben worden; 
2) daß hiernach aus der gedachten Beſtimmung irrthümlich 
pe wird, nicht allein die in den parlamentariſchen 
zerhandlungen ausgeſprochenen Meinungen, ſondern auch 
die dabei vorgefallenen Perſonal⸗Injurien, Verleumdungen 
und andere verbrecheriſche Aeußerungen müßten ftraflos 
ben; 
1 0 Erwägung des hieraus entſtehenden öffentlichen 
Aergerniſſes, der Schädigung hoher und höchſter Obrigkeiten 
zum Nachtheil der allgemeinen Wohlfahrt des Landes und 
des mangelnden Schutzes gegen Rechtskränkung für den Ein⸗ 
zelnen; fi j 
4 in Betracht der berechtigten Beſorgniß, daß durch ein 
mehrfaches Vorkommen ſolcher ſtraflos bleibenden Ausſchrei⸗ 
tungen das Anſehen der Landesvertretung in der Ae 
Meinung herabgeſetzt wird und damit die o 5 
Verfaſſung ſchlietzlich für Preußen unmöglich gemacht werde 


ns endlich in Erwägung, daß es geboten ift, der im 
Sande herrſchenden Mißbilligung der wiederholten parlamen⸗ 
tariſchen Ausſchreitungen einen Ausdruck zu geben und daß 
es für das Herrenhaus ein wohlberechtigtes Verlangen im 
eigenen Landesintereſſe iſt, die Verfaſſung durch Aufrecht⸗ 
erhaltung der Achtung vor der königlichen Autorität zu ſichern, 
die königliche Staatsregierung zu erſuchen: im Wege der 
Geſetzgebung Vorſorge zu treffen, damit durch eine 
Deklaration des Artikels 84 der Verfaſſungsurkunde 
künftig auch für Vorgänge innerhalb des Landtages 
die Dunn von Recht und Geſetz aufrecht erhalten 
werde.“ 

Die Antragſteller ſagen in dem Abſatz 4 ihren Erwägun⸗ 
gen, daß bei einer Wiederholung ſolcher ſtraflos bleibenden 
„Ausſchreitungen“, wie fie das offene Ausſprechen der Mei⸗ 
nung ſeitens der Volksvertreter nennen, die konſtitutionelle 
Verfaſſung ſchließlich für Preußen unmöglich gemacht werden 
könnte, wir glauben, bei keinem unſerer Leſer auf Wider⸗ 
ſpruch zu ſtoßen, wenn wir ausſprechen, daß mit dem Auf⸗ 
heben der Redefreiheit auf der Tribüne des Abgeordneten⸗ 
hauſes, und ebenſo auch des Herrenhauſes, die Verfaſſung 
nur noch ein Scheinweſen ſein würde, deſſen Werth nur 
ſehr gering angeſchlagen werden könnte. 

Das Abgeordnetenhaus hat die Wegeordnung, welche 
die Regierung demſelben vorgelegt hat, verworfen, weil ſie 
der Anſicht it, daß erſt eine gute Kreis⸗ und Gemeinde⸗ 
ordnung geſchaffen werden muß, ehe man die Machtbefugniß 
der Kreistage ausdehnen kann. Auf eine Petition aus Königs- 
berg, wache forderte, es foflten die politiſchen und die Preß⸗ 
progelfe wiederum por Geſchworenen verhandelt werden, und 
es ſollte die vorläu ge Beſchlagnahme von Druckſchriften 
künftig nicht mehr ſtattfinden dürfen, hat das Haus nach 
eingehender Debatte über dieſe Angelegenheit erklärt: daß es 
für die Aufrechterhattung der durch die Verfaſſung gewähr- 
leiſteten Preßfreiheit, der Unabhängigkeit des Richterſtandes 
und einer unparteiischen Rechtspftege dringend geboten ſei: 
1) das ben ie e vom 12. Mal 1851 einer durch⸗ 
greifenden Reviſion zu unterziehen, 2) das Dis- 


ziplinargeſetz vom 7. Mai 1851 und 26. März 1856 
aufzuheben, 3) die Entſcheidung über die Schuld des 
Angeklagten bei politiſchen, ſo wie bei den durch die 
Preſſe verübten Vergehen und Verbrechen den Schwur⸗ 
gerichten zu überweiſen.“ a 

Sachſen. Der König hat endlich nach ſechszehn Jahren 
für alle politiſchen Flüchtlinge aus den Jahren 1848 und 
1849 eine vollſtändige Amneſtie bewilligt. 

Oeſterreich. Die Regierung beabſichtigt ſchon wieder 
eine Anleihe von 40—80 Millionen Gulden zu machen. 

Mexiko. Es ſcheint, daß das neue Kaiſerreich die hell⸗ 
ſtrahlende Freiheitsſonne, die aus dem blutigen Kampfe in 
Nordamerika emvorgeſtiegen iſt, nicht vertragen kann. Es 
iſt mit Beſtimmtheit zu erwarten, daß der Kaiſer Maximilian 
in Kurzem ſeinem jungen Reiche den Rücken kehren wird. 


Revolution und Rebellion. 

Die Gefangennahme des früheren Präſidenten der auf⸗ 
ſtändigen Sklabenſtanten. Jefferſon Davis und die Mög⸗ 
lichkeit, daß er wegen Theilnahme an der Verſchwörung zu 
dem Morde Lincolns zum Tode verurtheilt wird, hat vielfach 
die Behauptung hervorgerufen, man müſſe ihn, falls dieſe 
Theilnahme nicht erwieſen werde, ſchonend behandeln, denn. 
er fei ein politiſcher Verbrecher, und in einem freien Staate, 
wie Nord⸗ Amerika, ſei die Verhängung der Todesſtrafe über 
einen politiſchen Verbrecher gewiß nicht gerechtfertigt. Wir 
wollen hier nicht darüber ſprechen, daß man ſolche Betrach⸗ 
tung niemals angeftellt hat, wenn es fi um die Beſtrafung 
ſogenannter politiſcher Verbrecher, welche der liberalen Partei 
angehört haben, gehandelt hat, wir wollen nicht darauf zu⸗ 
rückgehen, wie die Sklavenhalter ſchon vor vielen Jahren 
einen der Vorkämpfer für die Sklavenbefreiung, John 
Brown, gehängt haben, und wir wollen auch nicht die, 
wohl im vorliegenden Falle, falls eine Mitſchuld am Morde 
Lineolns nicht nachweisbar iſt, höchſt wichtige Frage be⸗ 
ſprechen, ob es politiſch klug gehandelt ſei, den Ex⸗Präſiden⸗ 
ten mit der vollen Strenge des Geſetzes zu ſtrafen oder 
nicht. Wir wollen hier nur die eine Frage erörtern: Kann 
man Jefferſon Davis und ſeine Genoſſen als politiſche Ver— 
brecher in dem gebräuchlichen Sinne des Wortes betrachten 
oder nicht, d. h. iſt der Verſuch des Abfalls der Sfla- 
venſtaaten von der Union als eine Revolution 
anzuſehen oder war es nur eine Rebellion? 

Nach unſerer Anſicht iſt eine Revolution weiter nichts, 
als das letzte Mittel, um unerträglich gewordene Zuſtände, 
deren Unveränderlichkeit durch ihr langes Beſtehen geſichert 
ſcheint, abzuſchütteln, oder um zwar allmählig aber doch 
gegen den Geiſt der Geſetze und den Willen des Volkes vor⸗ 
genommene Aenderungen der beſtehenden Verfaſſung, wenn 
ſolche durch gewaltſame Mittel aufrecht erhalten werden, rück⸗ 
gängig zu machen. Ein Beiſpiel einer Revolution der erſten 
Art liefert uns die große franzöſiſche Revolution im Jahre 
1789, ein Beiſviel der zweiten Art die engtiſche Revolution, 
1 05 dem Könige Karl dem Erſten Thron und Leben 
oſtete. 

50 0 nun in Amerika im Frühjahr 1861 irgend einer 
dieſer Gründe vorgelegen? Gewiß nicht. Seit einer Reihe 
von Jahren hatten bei den Präſidentenwahlen ſtets die Süd⸗ 
ſtaatler die Mehrheit r Pläne ft alle Anordnungen durch⸗ 
geſetzt, welche fie für ihre Pläne für zweckmäßi en In 
der Hoffnung, daß dies von Neuem der Fall ſein würde, 
hatten fie bei der Präſidentenwahl im Jahre 1860 mit- 

ewählt, und fie weren unterlegen. Statt nun, wie das in 
edem freien Staate nothwendig ift, ſich dem Willen der 
Mehrheit zu fügen, oder doch wenigſtens abzuwarten, ob die · 


ſelbe in einer ſolchen Weiſe auftreten würde, daß den Sklaven⸗ 
haltern wirklich zur Erhaltung ihrer Exiſtenz nichts anderes 
übrig bleiben wü rde, als mit den Waffen in der Hand ie 
ihr Eigenthum zu erhalten, erklärten fie von vornherein, da 
fie unter ſolchen Umſtänden nicht mehr Mitglieder des 
Staates ſein woll ten. Der richtige und der amerikaniſchen 
Verfaſſung an geme ſſene Weg wäre geweſen, daß fie verſuchten, 
durch Darlegung ſolcher Grundſätze, welche den Beifall 
der Mehrheit des Volkes finden, ſich im Senat und im 
Staatenhaus zu W afhington eine Mehrheit zu ſichern, die 
es verhindert haben würde, daß die möglichen Pläne des 
neuen Präſidenten von ihnen Dinge gefordert hätten, welche 
unausführbar ware n. Statt aber diefen geſetzlichen Weg 
einzuſchlagen, welche r ihnen die Möglichkeit einer vollen Be⸗ 
friedigung all ihrer Forderungen eröffnete, ſuchten ſie ihr 
vermeintliches Recht, d. h. die Fortdauer ihrer Herrſchaft im 
Staate, mit Gewal t zu erlangen. Dieſe Anwendung von 
Gewalt, welche du rch keine dringende und unüberwindbare 
Nothwendigkeit ent ſchuldigt wird, ja, welche ſogar als über⸗ 
flüſſig angeſehen w erden muß, indem es einen vollkommen 
0 Weg zur Anbringung etwaiger Klagen und zur 

bſtellung etwai ger Uebelſtände, (welche übrigens noch gar 
nicht vorhanden, lenden nur als Möglichkeit von den Sklaven⸗ 
9 angenom men wurden,) gab, ſie verdient nicht den 

amen Revolu tion, fie iſt weiter nichts als eine Rebel⸗ 
lion, welche ſ ich von der Revolution unterſcheidet 
wie der Meuch elmord von einem im Vertheidigungs⸗ 
kampfe beg angenen Todtſchlag. 


Und weil das Verhältniß der Rebellion zur Revolution 
ein ſolches iſt, deshalb erſcheint es auch thöricht, für die 
Rebellen dieſe lben Rückſichten Er verlangen, wie ſie jeder 
freiheitsliebende Menſch für die Theilnehmer einer verunglückten 
Revolution ver langen kann. 


Mag das Schickſal von Jefferſon Davis ſein, wel⸗ 
ches es wolle, mag er am Galgen, im Kerker, in der Ver⸗ 
bannung oder friedlich in ſeiner Heimath ſterben, wir ſind 
nicht darüber im Zweifel, daß er, der ſo unſägliches Blut⸗ 
vergießen oh ne Nothwendigkeit veranlaßt hat, der Tauſende 
und aber Tau ſende von Kindern zu Waiſen, von Frauen zu 
Wittwen gem acht, nur um ſich und ſeinen Parteigenoſſen die 
Herrſchaft in der Union zu erhalten, es nicht nur unzweifel⸗ 
haft verdient hat, von der Strafe des Geſetzes betroffen zu 
werden, ſon dern auch gar keine Anſprüche darauf hat, die 
Sympath ieen für ſich in Anſpruch zu nehmen, welche wir 
mit ſo vollem Rechte denen ſchenken, welche in dem Kampfe 
für eine politiſche Idee, deren Geltendmachung auf dem fried⸗ 
lichen Wege nicht möglich iſt, unterliegen. 


Sprechſaal. 

— In einem Briefe, welchen der Kaiſer Leopold von 
Deutſchland im Jahre 1790 an feine Schwefter ſchrieb, fin⸗ 
det ſich folgende Stelle, welche als politiſches Glaubensbe⸗ 
kenntniß eines habsburgiſchen 5 1 verdient, der 
Nachwelt erhalten zu werden. Er ſchreibt: : 


„Ich glaube, daß der Souverain, auch der erbberechtigte, 
nur der Delegirte, der Beamte des Volkes iſt, daß er ihm 
all ſeine Kraft, ſeine Mühe widmen ſoll, daß jedes Land 
ein Grundgeſetz oder einen Vertrag zwiſchen Volk und Sou⸗ 
verain haben ſoll, welcher die Autorität und Gewalt des Letz⸗ 
teren beſchränkt, ſo daß, wenn der Souverain den Vertrag 
nicht einhält, er damit auf feine Stelle verzichtet. Ich glaube, 
daß die Exekutivgewalt bei dem Souverain iſt, die Legisla⸗ 


lative aber bei dem Volk und ſeinen Repräſentanten, daß 
dieſe bei jedem Wechſel des Souverains neue Bedingungen, 
neue Einſchränkungen ſeiner Macht hinzufügen können. Ich 
Kae daß der Souverain weder direkt noch indirekt in die 

ivil- oder Strafgerichtsbarkeit ſich mengen, oder Kommiſſio⸗ 
nen, Delegationen einführen ſoll .... Ich glaube, daß der 
Souverain dem Volke über die Finanzen jährlich eine voll⸗ 
ſtändige Rechnung legen ſoll, daß er nicht das Recht habe, 
neue Steuern oder was immer für Auflagen auszuschreiben, 
daß nur das Volk dazu berechtigt iſt, wenn der Souverain 
die Bedürfniſſe des Staates dargelegt und das Volk ſie durch 
feine Repräfentanten geprüft und gebilligt hat Ich 
van daß der Souverain dieſe Bewilligung einholen ſoll 
ei jedem Wechſel des Syſtems, bei allen neuen Geſetzen, bei 
Penſionen und Belohnungen; .... daß das Militär nur zur 
Vertheidigung des Landes, niemals gegen das Volk verwen⸗ 
det werden darf.“ . 

Der, der ſolches geſchrieben, und mit ſolchen Grundſätzen 
vielleicht Oeſterreich ſowohl wie Deutſchland hätte weſentlich 
fördern können, er ſtarb, nachdem er 17 Monate auf dem 
Throne geſeſſen hatte, einen ſchnellen Tod, deſſen Urſache 
heute 9 1 nicht aufgeklärt iſt. 


— Wir haben in Nr. 21 unſeres Blattes über die alte 
A e und über die gutsherrliche Polizei 
und über die Nothwendigkeit ihrer Abänderung geſprochen. 
Jetzt iſt in Rückſicht auf dieſe Kreisordnung vom Abgeord⸗ 
netenhauſe die Wegeordnung abgelehnt worden, und zwar, 
wie es in den Motiven des Kommiſſionsberichts fande weil, 
während die entſcheidenden Beſchlüſſe den Kreisſtänden zu⸗ 
ſtehen, ſowohl die Stadtkommune, wie auch die Land- 
gemeinden auf denſelben im höchſten Grad ungenügend ver⸗ 
kreten ſind. Wie dieſe Vertretung iſt, ergiebt ſich aus der 
Zuſammenſtellung, welche im Jahre 1860, als eine neue 
Kreisordnung berathen werden ſollte, gemacht wurde. Danach 
wuren auf den Kreistagen: 1) Rittergutsbeſitzer mit einer 
Virilſtimme: ſelten unter 20, meift 30 bis 50, mitunter 
ſogar über 100; — 2) ſtädtiſche Kreistagsabgeordnete: 1 bis 
5 oder 6, ſelten darüber; — und 3) Kreistagsabgeordnete 
der Landgemeinden: 3 bis 6. — Dieſe Zahlenzuſammen⸗ 
ſtellung zeigt wohl eindringlicher als alle Worte die Noth⸗ 
wendigkeit einer neuen Geſetzgebung auf dieſem Felde. 

Bei dieſer Gelegenheit wollen wir auch einen Irrthum 
berichtigen, welcher in dem erwähnten Aufſatz enthalten iſt. 
Wir haben dort gejagt, der Abgeordnete Lette ſei Präſident 
des Landesökonomiekollegiums. Das iſt nicht richtig, derſelbe 
war bis 1854 allerdings Mitglied Bu Kollegiums, wurde 
aber damals ſowohl aus e Kollegium, wie auch aus 
dem Staatsrath entlaſſen, und hat ſeitdem nun noch die 
eine Stellung als Präſident des Reviſions⸗Kollegiums, 
eines Gerichtshofes zur Entſcheidung über die bei den Ab⸗ 
löſungen und e entſtehenden we 
keiten. Da die Kenntniß dieſer Entſcheidungen für die oft jo 
verwickelten Ablöſungen und Gemeidetheilungen von großer 
Wichtigkeit iſt, ſo giebt dieſes Kollegium ſchon ſeit länger 
als 15 Jahren feine Entscheidungen geſammelt in der Zeit⸗ 
ſchrift für die Landeskulturgeſetzgebung der preußi- 
cen Staaten heraus. Dieſe Zeitſchrift enthält außer 
dieſen Entſcheidungen auch alle in dieſen Zweig der Verwaltung 
einſchlagende Erlaſſe und Bekanntmachungen der höheren 
i zie ae die richterlichen Entſcheidungen über bedeutendere, 
in die Agrar- und Kulturgeſetzgebung einſchlagenden Gegen“ 
ſtände, und Aehnliches. 
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